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Wut wiegt schwerer
als jedes Argument

M
an steht erschrocken vor
dem Ergebnis der Präsi-
dentenwahl in Brasilien.
Das größte Land Latein-
amerikas will einen Mann

zum Staatschef, der rückwärtsgewandt in
sozialen Fragen und reaktionär bis rechts-
radikal bei politischen Themen ist. Jair
Bolsonaro stellt alles infrage, was mo-
derne Gesellschaften oft unter zähem
Ringen erreicht haben: Gleichberechti-
gung, Minderheitenschutz, Anti-Diskri-
minierung, Konfliktlösung ohne Gewalt.

Eine endgültige Kür Bolsonaros zum
Präsidenten in der Stichwahl kann nur
verhindert werden, wenn sich alle demo-
kratischen Kräfte hinter seinen Heraus-
forderer Fernando Haddad stellen. Doch
das ist wenig wahrscheinlich, denn der
Kandidat der Arbeiterpartei PT ist für
viele Brasilianer ebenso unwählbar wie es
Bolsonaro für Millionen anderer ist. Had-
dad repräsentiert für zu viele Menschen
die Kontinuität eben jenes Systems, das
sie mit dem größten Korruptionsskandal
in der Geschichte des Landes und dem
Niedergang der Wirtschaft verbinden.
Insofern trägt die PT, die Brasilien von
2003 bis 2016 regiert hat, eine Mitschuld
am Ergebnis. Die Wut der Brasilianer auf
die politische Klasse im Allgemeinen und
die Arbeiterpartei im Besonderen wiegt
schwerer als jedes Argument.

Dabei hätte es einen Ausweg gegeben.
Hätte Lula da Silva, inhaftierter Ex-Präsi-
dent und noch immer populärster Politi-
ker des Landes, seine Ambitionen auf die
Wiederwahl früher aufgegeben und in der
Folge die PT auf eine eigene Kandidatur

verzichtet, wäre der Weg frei gewesen für
Ciro Gomes, den Ex-Gouverneur des
Nordost-Bundesstaats Ceará. Gomes
wurde Dritter bei der Wahl am Sonntag
und hätte in einer Stichwahl laut allen
Umfragen Bolsonaro klar hinter sich ge-
lassen. Aber die Arbeiterpartei beharrte
auf einem eigenen Kandidaten. Freuen
kann sich darüber lediglich Bolsonaro:
Gegen Haddad hat er beste Chancen auf
einen Wahlsieg.

Darüber hinaus ist es vermutlich auch
einfach so, dass der ehemalige Fallschirm-
jäger Bolsonaro mit seiner reaktionären
und abwertenden Diktion in weiten Teilen

der Gesellschaft auf Gegenliebe stößt.
Zudem ruft die Verklärung der Diktatur
im Ausland weit mehr Abscheu hervor als
in Brasilien selbst. Das größte Land La-
teinamerikas hat den Rassismus nie abge-
schüttelt und ist strukturell konserva-
tiv. Und die Demokratie ist eher brüchig
als gefestigt.

Über den Ausgang dieser Wahl hinaus
sorgt die Erosion der politischen Mitte in
Brasilien für Besorgnis. Spätestes mit
dieser Abstimmung hat das globale Phä-
nomen auch Lateinamerika erreicht. Seit
1994 wurden alle Wahlkämpfe in einem
Duell zwischen der Arbeiterpartei von
Lula da Silva und der konservativen PSDB
bestimmt, der Partei des Ex-Präsidenten
Fernando Henrique Cardoso. Er regierte
Brasilien von 1994 bis 2002. Danach ka-
men Lula und seine Nachfolgerin Dilma

Rousseff, die 2016 ihres Amtes enthoben
wurde. Aber Geraldo Alckmin, ein klassi-
scher Vertreter der brasilianischen Politi-
ker-Kaste und Kandidat für die PSDB,
kam am Sonntag nicht einmal auf fünf
Prozent der Stimmen. Die konservative
Partei ist noch deutlich mehr von Korrup-
tion und Opportunismus zerfressen, als
es die PT ist. Daher sind große Teile der
städtischen Mittelschichten im letzten
Moment zu Bolsonaro übergelaufen.

Dieses Phänomen kommt einem ir-
gendwie bekannt vor. Ist schon ein biss-
chen her. Aber vor 20 Jahren wählten im
Nachbarland Venezuela die Bürger aus
Verzweiflung und Wut über die korrupte
und unfähige politische Klasse aus Sozial-
demokraten und Konservativen den an-
geblichen Heilsbringer Hugo Chávez,
auch er übrigens Oberst der Fallschirmjä-
ger. Der Ausgang dieses Versuchs ist be-
kannt, auch wenn der dramatische Nie-
dergang Venezuelas erst nach Chávez‘ Tod
begonnen hat.

Dabei kann man Bolsonaro anders als
Chávez nicht zu gute halten, dass er so-
ziale Themen oder die Verbesserung der
Situation der Bevölkerung auf der Agenda
hätte. Bolsonaro strebt vielmehr ein von
weißen Männern dominiertes Land an. Er
will schon von Anfang an spalten und
nicht einen. Insofern wäre seine Wahl
zum Präsidenten noch weit aus schlim-
mer.

Brasilien ist seit diesem Wochenende
noch stärker zwischen links und rechts
polarisiert. Beide Seiten stehen sich fast
hasserfüllt gegenüber. Das lässt für die
kommenden drei Wochen bis zur Stich-
wahl nur Schlimmes erahnen. Aber Bolso-
naro wird in dieser Zeit auch zeigen müs-
sen, ob er mehr kann als beleidigen und
bedrohen. Zum Führen eines Landes hat
er sich noch nicht qualifiziert.

Klaus Ehringfeld
über die Wahl in Brasilien

klaus.ehringfeld@weser-kurier.de

Brasiliens Demokratie
ist eher brüchig

als gefestigt.

Eine Verpflichtung zum Engagement unterläuft dessen Wert

W ir kennen die Diskussion um eine
Wiedereinführung der Wehrpflicht
als klassisches Sommer-

loch-Thema. In diesem Jahr aber lief die
Debatte anders. Gesundheitsminister Jens
Spahn hatte seine Forderung nach der Ein-
führung eines sozialen Pflichtdienstes vor
kurzem bestärkt: Ein verpflichtendes Sozia-
les Jahr soll eine Möglichkeit sein, „den Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft zwischen
den Generationen zu stärken“. Und es würde
dazu beitragen, dass „sich die Menschen
noch stärker mit dem Staat und dem Ge-
meinwesen beschäftigen“. Das wird so nicht
funktionieren.

Der sfd Bremen e.V. ist einer der großen
Anbieter von Freiwilligendiensten. Wir
arbeiten seit Jahren mit Jugendlichen zu-
sammen, die als Freiwillige in den Bereichen
Soziales, Ökologie und Kultur und im Bun-
desfreiwilligendienst tätig sind. Der Name
zeigt bereits: Ein Freiwilligendienst basiert
auf einer freien Entscheidung. Abgesehen
davon, dass die Einführung eines Pflicht-
dienstes wegen rechtlicher Hürden faktisch
unmöglich ist, würde eine Verpflichtung
zum sozialen Engagement den praktischen
und den ideellen Wert dieses Engagements
unterlaufen. Die Freiwilligkeit ist Vorausset-
zung dafür, sich aktiv und mit Begeisterung
sozial zu engagieren. Denn man erfährt sich
nur dann positiv als Teil eines Gemeinwe-
sens, wenn man von ihm als mündiger, zu
eigenen Entscheidungen befähigter Mensch
behandelt wird. Wer aber vom Staat in die

Pflicht genommen wird, entwickelt schwe-
rer ein positiveres Verhältnis zum Gemein-
wesen. Nicht zuletzt zeugt die Idee einer
Dienstpflicht von Misstrauen gegenüber den
Jugendlichen und ihrer Bereitschaft zum
Engagement. Wir sehen mit jedem Freiwilli-
gen-Jahrgang aufs Neue die Nachfrage nach
attraktiven Einsatzstellen. Im Freiwilligen
Ökologischen Jahr hat der sfd kürzlich die
Zahl der Stellen in Zusammenarbeit mit
dem Senator für Umwelt um ein Viertel er-
höht, um dem gerecht zu werden.

Statt also über einen Pflichtdienst nach-
zudenken, sollte auch die Politik weiter da-
ran arbeiten, die bestehenden Freiwilligen-
dienstprogramme noch attraktiver zu ge-
stalten und auszuweiten. Nach wie vor fehlt
vielerorts die öffentliche Wertschätzung für
das Engagement der Jugendlichen. Noch
immer gibt es keine dem Semesterticket für

den ÖPNV vergleichbare Möglichkeit für
Freiwillige. Noch immer wird ein Freiwilli-
gendienst bei der Zulassung zum Studium
kaum berücksichtigt. Wer mehr junge Men-
schen zum Engagement bewegen möchte,
hätte also genug zu tun. Man sollte die Zeit
nicht mit verlängerten Sommerloch-Debat-
ten verschwenden.

Andreas Rheinländer
über soziale Dienste

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unser Gastautor
ist Geschäftsführer des sfd
Bremen e.V. und dort zu-
ständig für die Bereiche
FSJ-Kultur und FSJ-Politik.
Der sfd ist der größte An-
bieter von Jugendfreiwilli-
gendiensten in Bremen.

Badisches Tagblatt

Mitteldeutsche Zeitung

Märkische Oderzeitung

über Spahn und Pflegebeitrag: „Das klingt
nach großem Wurf. Doch der Eindruck trügt.
Tatsächlich wird gut die Hälfte der zusätzli-
chen Mittel benötigt, um zu verhindern, dass
die Kosten der unbestritten notwendigen
Leistungsausweitungen der vergangenen Le-
gislaturperiode die Pflegeversicherung auf
Dauer in die Defizitzone rutschen lassen. Es
geht also in erster Linie um die Absicherung
des Status quo. Doch hat Spahn in der Pflege
hohe Erwartungen geweckt, bei den Trägern
ebenso wie bei den Pflegebedürftigen. Unter
dem Strich gehen die dafür zu erwartenden
Kosten weit über das hinaus, was mit dieser
Beitragserhöhung finanzierbar wäre. Will der
Minister seinen vollmundigen Ankündigun-
gen Taten folgen lassen, müsste er weiter an
der Beitragsschraube drehen.“

über Bosnien: „Der Sieg der Hardliner ist umso
bedauerlicher, da es in jüngster Zeit zarte An-
sätze gab, die Spaltung zu überwinden. So be-
wegte der Fall des ermordeten Studenten
David Dragicevic unter dem Motto ,Gerech-
tigkeit für David’ das ganze Land – völkerüber-
greifend. Staatsbürger zu sein und solidarisch
Menschenrechte einzufordern, wurde plötz-
lich wichtiger als die Volkszugehörigkeit. Der
Erfolg der Nationalisten bremst diese Ansätze
nun aus. Falls das Land zerfällt, hätte das un-
absehbare Folgen. Schon seit dem Scheitern
des Referendums in Mazedonien stehen die
Grenzen auf dem Balkan zur Disposition. Es
wäre auch ein Rückschlag für die EU, die dem
Balkan nicht die Aufmerksamkeit schenkt, die
er verdient. Das rächt sich nun.“

über Diesel-Nachrüstung: „Das Dieselkonzept
sollte der große Wurf der Großen Koalition
sein, doch schon wenige Tage nach der Präsen-
tation des Hilfspakets ist klar: Es ist es nicht.
Viel schlimmer noch: Die Autokonzerne tan-
zen den Politikern weiter auf der Nase herum
– und die können nichts dagegen tun. Statt die
Menschen zu besänftigen, hat es die Groko ge-
schafft, die Wut der Bürger weiter zu steigern.
Mit möglichen fatalen Konsequenzen.“

Eine Zeitbombe

G ünther Müller ist am Montag nicht
zum Amtsgericht gegangen – noch
nicht. Solange es die kleinste Hoff-

nung auf Rettung des Hastedter TSV gibt,
möchte der erste Vorsitzende des Klubs den
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens nicht stellen. Verständlich. Doch die
Uhr tickt unerbittlich. Klar ist: Der
HTSV muss aufgrund von Verbindlichkeiten
mehr Geld ausgeben, als er einnimmt. So
etwas kann in keinem Verein gut gehen –
schon gar nicht, wenn ihm die Mitglieder
auch noch in Scharen davonlaufen.

Es tickt aber noch eine zweite Uhr, auf die
vor allem Bremens Politiker schauen soll-
ten. Es gibt in der Stadt außer dem Hasted-
ter TSV noch mehr als zehn Vereine, die
Sportstätten besitzen – ohne Eigentümer
von Grund und Boden zu sein. Wenn auch
diesen Klubs irgendwann mal Ausgaben für
ein kaputtes Dach drohen, können sie
schnell in eine ähnliche Lage wie der
HTSV geraten. Diese Problematik muss
schleunigst gelöst werden. Bremen kann
kein Interesse daran haben, Sportstätten
zwangsweise zu übernehmen und dann
teuer zu erhalten, nachdem vorher Vereine
pleite gegangen sind. Bericht Seite 27

joerg.niemeyer@weser-kurier.de

Jörg Niemeyer
über Vereinspleiten

Sichtbar

D ie Geschichte hat es mit Frauen nicht
gut gemeint: Stets an Haushalt und
Familie gebunden, meist ihrem Ehe-

mann unterstellt, boten sich ihnen nur we-
nige Chancen für politische oder berufliche
Glanzleistungen. Kaum verwunderlich also,
dass speziell in der Hansestadt nur wenige
Straßen, die nach Personen benannt wur-
den, eine weibliche Namensgeberin haben.
Doch das einfach als misslichen, der Ge-
schichte geschuldeten Umstand stehen zu
lassen, wäre falsch. Es ist unsere Aufgabe,
diese Frauen sichtbar zu machen.

Auch wenn Frauen bis vor wenigen Jahr-
zehnten kaum in Chroniken und Ge-
schichtsbüchern Einzug fanden: Die Hälfte
der Bevölkerung haben sie schon immer
gestellt. Umso wichtiger ist es, dass Frauen
bei Straßenbenennungen stärker berück-
sichtigt werden. Sie haben sich genauso um
die Gesellschaft verdient gemacht, wie Män-
ner es getan haben. Nur war ihre Bühne
meist eine kleinere. Deswegen ist es jetzt
unsere Aufgabe, sie so zu würdigen, wie es
ihnen zusteht. Genug Namenspatinnen für
Straßenbenennungen gibt es in Bremen alle
mal. Es wird Zeit, das auch im Stadtbild zu
zeigen. Bericht Seite 11

lisa-maria.roehling@weser-kurier.de

Lisa-Maria Röhling
über Straßennamen
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